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Bund

Stasi­Überprüfung bis 
2019

Die schwarz­gelbe Koalition hat 
sich auf eine Verlängerung der Stasi­
Überprüfungen im öffentlichen Dienst 
bis 2019 verständigt (vgl. DANA 2010, 
119). Der stellvertretende Vorsitzen­
de der CDU/CSU­Bundestagsfraktion 
Arnold Vaatz, infor mierte, dass die 
2011 aus laufen de Frist verlängert wer-
de: „Darüber sind wir uns mit der FDP 
einig.“ Vaatz sprach sich dafür aus, 
2019 eine „Zäsur“ zu machen und die 
Zuständigkeit für die Stasi­Unterlagen 
von der zuständigen Behörde an das 
Bundesarchiv zu überführen. 2019 laufe 
auch der Solidarpakt aus: „30 Jahre nach 
der Wiedervereinigung wäre das Thema 
dann erledigt“ (SZ 06./07.11.2010, 6).

Bund

Gesetzentwurf gegen 
Internet­Abzocke

Bundesjustizministerin Sabine 
Leutheusser­Schnarrenberger hat am 
29.10.2010 einen Referentenentwurf 
für ein Gesetz zum besseren Schutz der 
VerbraucherInnen vor Kostenfallen im 
elektronischen Geschäftsverkehr prä-
sentiert. Bei kostenpflichtigen Online­
Angeboten sollen Nutzende künftig mit 
einem deutlichen Hinweis vor versteck-
ten Kosten gewarnt werden. Vor einer 
Bestellung sollen die VerbraucherInnen 
mit einem Klick ausdrücklich bestäti-
gen, dass sie die Erläuterung gesehen ha-
ben. Die KundInnen könnten sich, so die 
Ministerin, so leichter gegen unberech-
tigte Zahlungsaufforderungen zur Wehr 
setzen. Mit der „Button­Lösung“ wer-
de die Transparenz beim E­Commerce 
insgesamt verbessert und unseriösen 
Geschäftsmodellen der Boden entzo-
gen. Bislang hatte die Bundesregierung 
für eine europäische Lösung plädiert 
und Forderungen der Bundesländer für 
einen nationalen Alleingang zurück-
gewiesen. Ein Vorschlag aus Berlin, 
die Regelung gegen Internet­Abzocke 
in die geplante Verbraucherrechte­
Richtlinie der EU aufzunehmen, liegt 
in Brüssel auf dem Tisch. Doch rech-

net Leutheusser­Schnarrenberger mit 
einer Verabschiedung der Direktive 
nicht vor Ende 2012. Diese müsse zu-
dem anschließend noch in innerstaatli-
ches Recht umgesetzt werden. Da die-
ser Zeitrahmen deutlich zu lang sei, solle 
nun zunächst eine nationale Regelung 
geschaffen werden. Weil Abofallen im 
Netz nicht an Staatengrenzen haltmach-
ten, sei eine europaweite Lösung weiter-
hin notwendig.

In einem von Rheinland­Pfalz ein-
gebrachten Entschließungsantrag im 
Bundesrat wird gefordert, mit einer 
Button­Lösung für Online­Verträge 
Kosten fallen im Netz entgegenzuwir-
ken: „Ein auf eine entgeltliche Gegen­
leistung gerichteter Vertrag im elektro-
nischen Rechtsverkehr soll nur dann 
wirksam sein, wenn der Verbraucher 
vom Unternehmer einen Hinweis auf 
die Entgeltlichkeit und die mit dem 
Vertrag verbundenen Gesamtkosten in 
deutlicher, gestaltungstechnisch her-
vorgehobener Form erhalten hat und 
diese Kostenmitteilung in einer von 
der Bestellung gesonderten Erklärung 
bestätigt“ (Krempl www.heise.de 
29.10.2010).

Bund

ELENA­Start auf 2014 
hinausgeschoben

Die Bundesregierung will gemäß ei-
ner Bekanntgabe vom 19.11.2010 
die Testphase für die umstrittene 
Arbeitnehmer­Datenbank ELENA um 
zwei Jahre bis Ende 2013 verlängern. 
Als Realstart ist nun der 01.01.2014 vor-
gesehen. Mit ELENA (Elektronischer 
Entgeltnachweis) soll lästiger Papier­
kram im Bescheinigungswesen der 
Arbeitswelt gegenüber Sozial leistungs­
trägern abgeschafft werden. Anfang 
Januar 2010 startete die erste Phase: 
Unternehmen müssen mit ihren monat-
lichen Gehalts abrechnungen für jeden 
ihrer Beschäftigten zahlreiche Eck daten 
wie Name und Anschrift, Versicherungs­
nummer, Gesamt­, Steuer­ und Sozial­
versicherungs­Brutto ein künfte, Ab züge 
für die Sozial ver siche rung sowie steuer­
freie Bezüge ver schlüsselt an die zen-
trale Datenbank der Deutschen Renten­
versicherung übermitteln. Ursprünglich 

sollten mit Beginn des Regelbetriebs 
ab 2012 die für die Bewilligung von 
Anträgen auf Arbeits losen geld, Wohn­
geld und Bundes elterngeld erforder-
lichen Daten elek tro nisch abgerufen 
werden können, papierne Arbeit geber­
bescheinigungen sollten dann nicht 
mehr nötig sein. Rund 3,2 Millionen 
Arbeitgeber erstellen jährlich etwa 
60 Millionen Bescheinigungen über 
Einkommen und Beschäftigung ihrer 
Mitarbeiter. Diese werden bisher ausge-
druckt und von Ämtern zur Bewilligung 
von Sozialleistungen später wieder per 
Hand eingegeben. Die Kommunen hat-
ten gewarnt, dass die Kosten für den 
Aufbau von ELENA aus dem Ruder lau-
fen. Ihnen drohten durch das Verfahren 
Mehrkosten von bis zu 250 Millionen 
Euro. Die Entlastungen für Unternehmen 
und Bürger seien dagegen äußerst gering, 
hieß es. Der Bundestag hatte sich Ende 
September 2010 gegen ein ELENA­
Moratorium ausgesprochen. Das endgül-
tige Schicksal von ELENA wird nun der 
2013 neu gewählten Bundesregierung 
überlassen. Was mit den bisher gespei-
cherten Daten passiert, ist unklar. Da die-
se nicht auf Vorrat gespeichert werden 
dürfen, müssen sie wohl wieder gelöscht 
werden (www.heise.de 19.11.2010; KN 
20.11.2010, 2; SZ 20./21.11.2010, 6). 

Bund

„Tatort Internet“ miss­
braucht Pädophile

Die seit Anfang Oktober 2010 aus-
gesendete und von der Ehefrau des 
Verteidigungs ministers Stephanie zu 
Gutten berg ko­moderierte RTL2­Sen­
dung „Tatort Internet“ nimmt es beim 
Kampf um Einschaltquoten mit dem 
Persönlichkeitsschutz nicht so ge-
nau. Die Sendung will dokumentie-
ren, wie pädophile Männer im Internet 
Kontakt zu minderjährigen Kindern und 
Jugendlichen suchen, sie in Chatrooms 
belästigen und zu persönlichen Treffen 
auffordern bzw. sich mit ihnen verab-
reden. Von Frühjahr 2010 an wurde in 
Köln, München und in kleinen Orten 
gedreht. Die Produktionsfirmen und die 
Redaktion ließen fiktive Minderjährige 
als Jungen oder Mädchen im Internet 
auftreten. Die Kommunikation in den 
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Chatrooms wurde von Redakteuren 
geführt. Die Absicht war immer eine 
Verabredung mit dem Pädophilen, wo-
bei die fiktiven Minderjährigen selbst 
nie um eine persönliche Begegnung 
baten. Wenn die Männer, es gab wohl 
auch Ehepaare, in einer Wohnung, auf 
Plätzen oder an sonstigen Orten eintra-
fen, wurden sie mit dem RTL2­Team, 
zu dem als Moderator oft der ehemalige 
Innensenator Udo Nagel zählte, gefilmt 
und zumeist auch mit dem Vorwurf kon-
frontiert.

Die Sendung stößt auf viel Kritik. So 
meinte Sabine Verheyen, die sich als 
CDU­Abgeordnete im EU­Parlament für 
die Bekämpfung des Kindesmissbrauchs 
einsetzt, „Tatort Internet“ schüre aus-
schließlich Ängste, ohne den Gefährdeten 
zu helfen. Die Sendung verzichte wei-
testgehend auf Information, wo und wie 
sich Jugendliche und ihre Eltern schüt-
zen und helfen lassen können. Die Täter 
versuche man zwar unkenntlich zu ma-
chen. Ein junges Mädchen, das belästigt 
worden war, sei hingegen ganz offen in-
terviewt worden. 

In der Sendung am 14.10. wurde ein 
grauhaariger Mann mit verpixeltem 
Gesicht gezeigt, der sich mit einem ver-
meintlich 13jährigen Mädchen trifft. Die 
beiden sprachen darüber, ob er in der 
Wohnung des Mädchens im Gästezimmer 
übernachten könne. Wegen der unzurei-
chenden Anonymisierung war der Name 
des derart dargestellten über eine Google­
Suche mit nur einem Suchbegriff als er-
ster Treffer zu finden. Der Mann wur-
de als 61jähriger Kinderdorf­Leiter bei 
der Caritas erkannt und wurde umge-
hend gekündigt, nachdem er auch so-
fort zugab, dass er der dargestellte Mann 
ist. Danach verschwand der Mann; sei-
ne schwer kranke Frau meldete ihn als 
vermisst. Der Würzburger Caritas­Chef 
Clemens Bieber zeigte sich empört, dass 
die Redaktion die Caritas fünf Monate 
lang nicht über das Fehlverhalten des 
Kinderdorf­Leiters informiert hatte. Es 
stelle sich die Frage, „ob es dem Sender 
wirklich um den Schutz der Kinder geht 
oder doch nur um die Einschaltquote“. 
Der Produzent der Sendung, Daniel 
Harrich, erwiderte, da der Mann nur eine 
„straflose Vorbereitungshandlung“ be-
gangen hätte, wäre es „nicht rechtens“ 
gewesen, den Arbeitgeber zu benach-
richtigen. Das Material sei stattdessen 

an zuständige Behörden weitergeleitet 
worden. Der Kinderdorf­Leiter selbst 
war von RTL2 nicht darüber unterrich-
tet worden, dass er gefilmt worden war. 
Er wurde von der Sendung überrascht. 
Danach, so berichtete er der Presse, sei 
bei ihm zu Hause „die Hölle“ losgebro-
chen: „Telefonterror, Beschimpfungen“, 
seine Familie sei massiv bedroht wor-
den. Die Kommission für Zulassung und 
Aufsicht der Landesmedienanstalten 
(ZAK) beanstandete die beiden er-
sten Ausstrahlungen am 07. und 11.10. 
des Sendeformats, das am 22.11. be-
endet wurde. Die ZAK kritisierte, dass 
in diesen Sendungen die potenziellen 
Täter nicht hinreichend unkenntlich ge-
macht worden seien, so dass ihr soziales 
Umfeld sie identifizieren konnte.

Auf der Webseite der Bild­Zeitung, die 
seit dem Start der Sendung ausführlich 
über „Tatort Internet“ berichtete, tauchte 
in einer Bildergalerie ein Foto des ange-
prangerten Mannes auf, das aus seinem 
Facebook­Profil stammt. Trotz einer 
Verpixelung war der Mann mit einem 
Vergleich über das Originalbild sofort zu 
identifizieren. Dennoch behauptete Bild­
Sprecher Tobias Fröhlich: „Wie Sie der 
Gestaltung unserer Berichterstattung un-
schwer entnehmen können, war es un-
sere Absicht, die betroffenen Personen 
nicht identifizierbar werden zu lassen.“ 

Die Kontaktanbahnung zwischen 
Pädophilen und Kindern im Internet 
ist als „Cyber­Grooming“, also die se-
xuell motivierte Kontaktanbahnung zu 
Kindern über Internetdienste, bereits 
seit 2004 nach § 176 Abs. 4 Nr. 3 StGB 
strafbar. Die bayerische Justizministerin 
Beate Merk (CSU) fordert eine wei-
tere Strafverschärfung, was aber von 
StrafrechtlerInnen abgelehnt wird, zu-
mal jetzt schon, so der Konstanzer 
Strafrechtler Jörg Eisele, eine reine 
Vorbereitungshandlung sanktioniert 
wird, was eine „extreme Vorverlagerung 
des Strafrechtsschutzes“ darstelle, 
wie sonst nicht einmal bei Mord. Der 
Hallenser Strafrechtsprofessor Joachim 
Renzikowski meinte deshalb auch: 
„Das Hauptproblem sind nicht die 
Internetkontakte, sondern die Reitlehrer 
und die Verwandten“. Zum „Tatort 
Internet“ meinte Eisele: „Die Diskussion 
geht am eigentlichen Problem vorbei. 
Da hat man eine Sendung gemacht, 
ohne vernünftig juristisch zu recher-

chieren.“ Das RTL2­Programm profi-
liert sich auch sonst nicht gerade durch 
emanzi pa to rische Beiträge, sondern 
u.a. mit Sendungen wie „Frauen tausch“ 
und Titeln wie „Grenzen los geil – 
Deutschlands Sex süchtige packen aus“. 

Stephanie zu Guttenberg hat ein 
Buch über Kindesmissbrauch ge-
schrieben mit dem Titel „Schau nicht 
weg“. Sie ist Präsidentin der deutschen 
Sektion von „Innocence in Danger“. 
Der Verein wurde 1999 unter dem Dach 
der UNESCO gegründet und kämpft ge-
gen den Kindesmissbrauch. Das Prinzip, 
nach dem „Tatort Internet“ funktioniert, 
stammt aus den USA. Von 2004 bis 
2007 lief beim Network NBC „To Catch 
a Predator“. Schon in den USA wurde 
über die Zulässigkeit der Sendung ge-
stritten. Das Original stellte die ange-
lockten Pädophilen ins Kameralicht. 
Häufig wartete bereits der Sheriff. 
Doch die allermeisten mussten wieder 
freigelassen werden, weil ein Treffen 
noch keine Straftat ist. Einer der der-
art an den Pranger gestellten beging 
Suizid. 2008 einigte sich NBC finanzi-
ell mit der Familie. Ein großes Geschäft 
war die Sendung offensichtlich nicht; 
Werbekunden hatten Bedenken geäu-
ßert und wollten in diesem Kontext 
nicht erscheinen (Keil SZ 08.10.2010, 
15; Boie/Deininger SZ 18.10.2010; SZ 
24.11.2010, 17; Der Spiegel 42/2010, 
16; Der Spiegel 43/2010, 18; Lischka/
Pilarcyk/Stöcker/Kühn www.spiegel.de 
13.10.2010).

Bund

Bahn AG schließt 
Mitarbeiter datenschutz­
verein barung mit 
Betriebs rat

Die Deutsche Bahn hat eine neue 
Vereinbarung zum Mitarbeiter daten­
schutz mit dem Betriebs rat des Unter­
nehmens getroffen. Das Unter­
nehmen zieht damit die Konse quenzen 
aus der Bespitzelungs affäre, die im 
Frühjahr 2009 aufgedeckt worden 
war. Damals war bekannt geworden, 
dass die Deutsche Bahn rund 173.000 
Mitarbeiter mit einem Datenabgleich 
überprüft hatte (DANA 1/2009, 20 ff.). 


